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§ 78 Schulträger der öffentlichen Schulen 

 

(1) Die Gemeinden sind Träger der Schulen, soweit in den folgenden Absätzen nichts anderes 
bestimmt ist. § 124 bleibt unberührt. 

(2) Die Kreise und kreisfreien Städte sind Träger der Berufskollegs. § 124 bleibt unberührt.  

(3) Die Landschaftsverbände sind Träger der Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Hören und 
Kommunikation, mit dem Förderschwerpunkt Sehen, mit dem Förderschwerpunkt Körperliche und 
motorische Entwicklung und in der Sekundarstufe I mit dem Förderschwerpunkt Sprache. Das 
Ministerium kann sie verpflichten, in Einrichtungen der erzieherischen Hilfe den Unterricht sicher zu 
stellen. 

(4) Die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Träger sind gemeinsam mit dem Land für eine 
zukunftsgerichtete Weiterentwicklung der Schulen verantwortlich. Sie sind verpflichtet, Schulen oder 
Bildungsgänge des Berufskollegs zu errichten und fortzuführen, wenn in ihrem Gebiet ein Bedürfnis 
dafür besteht und die Mindestgröße (§ 82) gewährleistet ist. Ein Bedürfnis besteht, wenn die Schule 
im Rahmen der Schulentwicklungsplanung erforderlich ist, damit das Bildungsangebot der Schulform 
in zumutbarer Entfernung wahrgenommen werden kann. Werden die Voraussetzungen für die 
Errichtung und Fortführung einer Schule, für die die Trägerschaft der Gemeinde vorgesehen ist, nur 
durch Zusammenarbeit von Gemeinden gemäß § 80 Abs. 4 erreicht und führt diese Zusammenarbeit 
nicht zur Errichtung der Schule, so ist der Kreis verpflichtet, die Schule zu errichten und fortzuführen. 
Die Verpflichtung, Schulen zu errichten und fortzuführen, besteht nicht, soweit und solange andere 
öffentliche oder private Schulträger das Schulbedürfnis durch einen geordneten Schulbetrieb erfüllen. 

(5) Die Entwicklung des Schüleraufkommens und der Wille der Eltern sind bei der Feststellung des 
Bedürfnisses zu berücksichtigen. 

(6) Soweit eine Verpflichtung nach Absatz 4 nicht besteht, sind die Gemeinden und Kreise berechtigt, 
Schulen zu errichten und fortzuführen, wenn ein gebietsübergreifendes Bedürfnis besteht und ein 
geordneter Schulbetrieb gewährleistet ist. Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbände sind 
berechtigt, Schulen für Kranke zu errichten und fortzuführen. 

... 

 
(8) Gemeinden und Gemeindeverbände können sich zu Schulverbänden als Zweckverbände nach 
dem Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit zusammenschließen oder dazu 
zusammengeschlossen werden. Sie können auch durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung die 
Aufgaben des Schulträgers auf eine Gemeinde übertragen. Die Befugnisse der Aufsichtsbehörde 
nimmt die Schulaufsichtsbehörde im Einvernehmen mit der Kommunalaufsichtsbehörde wahr. 

  



§ 80 Schulentwicklungsplanung 

 

(1) Soweit Gemeinden, Kreise und Landschaftsverbände Schulträgeraufgaben nach § 78 zu erfüllen 
haben, sind sie verpflichtet, für ihren Bereich eine mit den Planungen benachbarter Schulträger 
abgestimmte Schulentwicklungsplanung zu betreiben. Sie dient nach Maßgabe des Bedürfnisses (§ 
78 Abs. 4) der Sicherung eines gleichmäßigen und alle Schulformen und Schularten umfassenden 
Bildungs- und Abschlussangebots in allen Landesteilen. Die oberen Schulaufsichtsbehörden beraten 
die Schulträger dabei und geben ihnen Empfehlungen. 

(2) Schulen und Schulstandorte sind unter Berücksichtigung des Angebots anderer Schulträger so zu 
planen, dass schulische Angebote aller Schulformen und Schularten unter möglichst gleichen 
Bedingungen wahrgenommen werden können. Die Schulträger sind verpflichtet, in enger Zu-
sammenarbeit und gegenseitiger Rücksichtnahme auf ein regional ausgewogenes, vielfältiges und 
umfassendes Angebot zu achten und benachbarte Schulträger rechtzeitig anzuhören, die durch die 
Planungen in ihren Rechten betroffen sein können. Dabei sind auch die Angebote der Berufskollegs 
und der Weiterbildungskollegs zu berücksichtigen. Sofern es sich bei dem Schulträger um eine 
kreisangehörige Gemeinde handelt, ist der Kreis im Hinblick auf seine Aufgaben gemäß § 78 Abs. 4 
frühzeitig über die Planungen zu unterrichten. Macht ein benachbarter Schulträger eine Verletzung 
eigener Rechte geltend und hält der Schulträger an seiner Planung fest, kann jeder der beteiligten 
Schulträger ein Moderationsverfahren bei der oberen Schulaufsichtsbehörde beantragen. Die 
beteiligten Schulträger können auch die Moderation durch eine andere Stelle vereinbaren. Das 
Ergebnis der Abstimmung mit benachbarten Schulträgern und des Moderationsverfahrens ist 
festzuhalten. 

(3) Bei der Errichtung neuer Schulen muss gewährleistet sein, dass andere Schulformen, soweit ein 
entsprechendes schulisches Angebot bereits besteht und weiterhin ein Bedürfnis dafür vorhanden ist, 
auch künftig in zumutbarer Weise erreichbar sind. Bei der Auflösung von Schulen muss gewährleistet 
sein, dass das Angebot in zumutbarer Weise erreichbar bleibt, soweit dafür ein Bedürfnis besteht. Die 
Bildungsangebote der Berufskollegs sollen darüber hinaus mit den nach dem Berufsbildungsgesetz 
oder der Handwerksordnung zuständigen Stellen in der Region sowie der Arbeitsverwaltung 
abgestimmt werden. 

(4) Können die Voraussetzungen für die Errichtung und Fortführung von Hauptschulen, Realschulen, 
Sekundarschulen, Gymnasien und Gesamtschulen nur durch Schülerinnen und Schüler mehrerer 
Gemeinden gesichert werden, so sind diese Gemeinden insoweit zu einer gemeinsamen 
Schulentwicklungsplanung verpflichtet. Bei Zweifeln über die Pflicht zur gemeinsamen 
Schulentwicklungsplanung entscheidet innerhalb ihres Bezirks die obere Schulaufsichtsbehörde und 
bezirksübergreifend das Ministerium. 

(5) Die Schulentwicklungsplanung berücksichtigt 

1. das gegenwärtige und zukünftige Schulangebot nach Schulformen, Schularten, Schulgrößen 
(Schülerzahl, Klassen pro Jahrgang) und Schulstandorten, 

2. die mittelfristige Entwicklung des Schüleraufkommens, das ermittelte Schulwahlverhalten der Eltern 
und die daraus abzuleitenden Schülerzahlen nach Schulformen, Schularten und Jahrgangsstufen, 

3. die mittelfristige Entwicklung des Schulraumbestands nach Schulformen, Schularten und 
Schulstandorten.  

(6) Im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens gemäß § 81 Abs. 3 ist die Schulentwicklungsplanung 
anlassbezogen darzulegen. 

(7) Die Träger öffentlicher Schulen und die Träger von Ersatzschulen informieren sich gegenseitig 
über ihre Planungen. Die Träger öffentlicher Schulen können bestehende Ersatzschulen in ihren 
Planungen berücksichtigen, soweit deren Träger damit einverstanden sind. 

 
§ 81 Errichtung, Änderung und Auflösung von Schulen 

(1) Gemeinden und Kreise, die Schulträgeraufgaben erfüllen, sind verpflichtet, durch 
schulorganisatorische Maßnahmen angemessene Klassen- und Schulgrößen zu gewährleisten. Sie 
legen hierzu die Schulgrößen fest. Sie stellen sicher, dass in den Schulen Klassen nach den 
Vorgaben des Ministeriums (§ 93 Abs. 2 Nr. 3) gebildet werden können. 



(2) Über die Errichtung, die Änderung und die Auflösung einer Schule, für die das Land nicht 
Schulträger ist, beschließt der Schulträger nach Maßgabe der Schulentwicklungsplanung. Als 
Errichtung sind auch die Teilung und die Zusammenlegung von Schulen, als Änderung sind der Aus- 
und Abbau bestehender Schulen einschließlich der Errichtung und Erweiterung von Bildungsgängen 
an Berufskollegs, die Einführung und Aufhebung des Ganztagsbetriebes, die Bildung eines 
Teilstandortes, der Wechsel des Schulträgers, die Änderung der Schulform und der Schulart zu 
behandeln. Der Beschluss ist schriftlich festzulegen und auf der Grundlage der Schul-
entwicklungsplanung zu begründen. 

(3) Der Beschluss des Schulträgers bedarf der Genehmigung durch die obere Schulaufsichtsbehörde. 
Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der Beschluss den Vorschriften des Absatzes 1 und der §§ 
78 bis 80, 82 und 83 widerspricht. Die Genehmigung zur Errichtung einer Schule ist außerdem zu 
versagen, wenn dem Schulträger die erforderliche Verwaltungs- oder Finanzkraft fehlt. 


